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Zusammenschlussbefreiung: Urteil des EuGH in der  
Rs Kom/Luxemburg, C-274/15

Der EuGH hat sich aktuell in mitt-
lerweile bereits 5 (!) Verfahren mit 
der Zusammenschlussbefreiung 
des Art 132 Abs 1 lit f MWSt-RL 
auseinander zu setzen (zuletzt 
Vorabentscheidungsersuchen vom 
17.03.2017, anhängig unter C-16/17, 
betrifft ua die Frage der Anwendung 
der Zusammenschlussbefreiung auf 
Zweigniederlassungen einer auslän-
dischen Gesellschaft; in Bezug auf die 
weiteren Verfahren verweisen wir auf 
unsere FS VAT Newsletter 02/2017 
und 03/2017). 

Das erste dieser Verfahren, Rs 
C-274/15, Kom/Luxemburg, wur-
de nun mit Urteil vom 04.05.2017 
entschieden. Insoweit für die öster-
reichische Rechtslage relevant, wird 
dieses nachfolgend dargestellt. Auf 
übrige – als unzulässig erachtete – 
Luxemburger Verwaltungsvereinfa-
chungen gehen wir mangels Praxisre-
levanz für Österreich nicht ein.

1.) Hintergrund

Nach der luxemburgischen Rechts-
lage waren Leistungen eines Zusam-
menschlusses an seine Mitglieder 
auch dann umsatzsteuerbefreit, 

wenn die Mitglieder steuerpflichtige 
Leistungen im Ausmaß von maximal 
30% erbringen (in bestimmten Fällen 
sogar 45%). 

Diese Regelung war nach Auffassung 
Luxemburgs erforderlich, um der Be-
stimmung einen praktischen Anwen-
dungsbereich zu verleihen: Da es sich 
bei den von einem Zusammenschluss 
an seine Mitglieder erbrachten Leis-
tungen nämlich um Gemeinkosten 
des Mitgliedes handle, die keiner 
bestimmten Tätigkeit zugeordnet wer-
den könnten, hätte die Befreiung kei-
nen praktischen Anwendungsbereich, 
wenn nur Dienstleistungen befreit 
wären, die ausschließlich mit steu-
erbefreiten (oder nicht steuerbaren) 
Tätigkeiten zusammenhingen. 

2.) Auffassung von GA Kokott

GA Kokott schließt sich in ihren 
Schlussanträgen der Auffassung der 
Kommission an, dass eine Steuerbe-
freiung für Leistungen des Zusam-
menschlusses nur insoweit bestehe, 
als diese für Zwecke der steuerfreien 
Umsätze bezogen werden. Sie be-
gründet dies einerseits damit, dass es 
sich bei den von einem Zusammen-
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schluss erbrachten Leistungen nicht 
notwendigerweise um Gemeinkosten 
des Mitgliedes handeln müsse und 
andererseits auch damit, dass „kein 
Grund [bestehe], vom klaren Wort-
laut der Vorschrift abzuweichen. Zu 
dieser Vorschrift hat der Gerichtshof 
nämlich sinngemäß bereits festge-
stellt, dass vor dem Hintergrund der 
erforderlichen engen Auslegung der 
Steuerbefreiungen des Mehrwertsteu-
errechts eine Auslegung des Art 132 
Abs 1 lit f der MWSt-RL, die über sei-
nen eindeutigen Wortlaut hinausgeht, 
mit dem Zweck dieser Bestimmung 
unvereinbart ist“.

Letztere Ausführungen sind insbe-
sondere vor dem Hintergrund von GA 
Kokotts Schlussanträgen zu den bei-
den noch anhängigen Rs C-605/15, 
Aviva, und C-326/15, DNB Banka 
interessant: in den beiden genann-
ten Verfahren verneint sie entgegen 
dem Wortlaut der Bestimmung eine 
Anwendung der Steuerbefreiung auf 
Finanzdienstleistungsunternehmen. 
Diese Argumentation von da GA 
Kokott erscheint damit uE möglicher-
weise nicht ganz konsistent.

3.) Urteil des EuGH

Der EuGH folgt in seinem Urteil 
den Ausführungen von GA Kokott 
und kommt zum Ergebnis, dass die 
luxemburgische Regelung insoweit 
gegen Unionsrecht verstößt, als auch 
Leistungen befreit sind, die nicht 
für unmittelbare Zwecke der Aus-
übung steuerbefreiter Tätigkeiten der 
Mitglieder eines Zusammenschlusses 
erbracht werden.

4.) Relevanz für Österreich

Die derzeit im Raum stehende Frage 
der grundsätzlichen Anwendbarkeit 
der Zusammenschlussbefreiung auf 
Finanzdienstleistungsunternehmen 
(wir verweisen auf unsere FS VAT 
Newsletter 02/2017 und 03/2017) 
außer Acht lassend ist diese Ent-
scheidung auch für die österrei-
chische Verwaltungspraxis relevant:

Nach derzeitiger Verwaltungspraxis 
(Rz 1014 UStR) können nämlich 
vereinfachend auch Leistungen des 
Zusammenschlusses umsatzsteuer-
frei belassen werden, die für steu-
erpflichtige Leistungen des Zusam-
menschlussmitgliedes verwendet 
werden. Diese Verwaltungspraxis 
war streng genommen schon bisher 
gesetzlich wohl nicht gedeckt, da  
§ 6 Abs 1 Z 28 UStG einen un-
mittelbaren Zusammenhang der 
Eingangsleistungen mit steuerfreien 
Ausgangsumsätzen verlangt.
Aufgrund der vorliegenden Ent-
scheidung des EuGH könnte die Rz 
1014 UStR angepasst werden. Damit 
wäre diese Verwaltungsvereinfa-
chung, wonach Leistungen auch bei 
Zusammenhang mit steuerpflichti-
gen Umsätzen steuerfrei belassen 
werden können, nicht mehr an-
wendbar.

Wir halten Sie weiterhin auf dem 
Laufenden und stehen sehr gerne für 
Fragen zur Verfügung!
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